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Ausgegrenzt, 
verfemt und 
abgeschrieben 


Dzs Ti A 
PEGDA-DEUTSCHLANE 
ó GEWALT s k J 7 
W & FR IEDLICH 


Es geht ein Riß durch die Gesellschaft! Dieser verläuft 
jedoch anders, als man uns einreden will. Dieser Riß 
verläuft zwischen den Etablierten und dem Rest des 
Volkes. Unabhängig von Einkommen oder Status, vom 
Wohnort oder vom Geschlecht, trennen uns die funda- 
mental anderen Vorstellungen von einem Deutschland 
und Europa in Freiheit, Frieden, kultureller Eigenstän- 
digkeit und wirtschaftlicher Sicherheit. Die Zeiten, in 
denen »die da oben« machen konnten was sie wollten, 
sind vorbei. Das Vertrauen ist auf Dauer verspielt. 
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Das offene Wort 


Spalter ins Abseits! 


Die Politgrößen unseres Staa- 
tes und die Meinungsmacher 
ihrer Medien beklagen und be- 
jammern, daß die Gesellschaft 
gespalten sei, daß es an Zu- 
sammenhalt fehle, daß neue 
Mauern in den Köpfen entstan- 
den seien und es ein »Dunkel- 
deutschland« und ein »helles 
Deutschland« gäbe. 


Die wirkliche Spaltung ist 
eine andere: die zwischen 
den »Welcome«-Ideologen in 
Politik, Kirchen, Medien und 
Verbänden einerseits und der 
Mehrheit des Volkes anderer- 
seits. 


Die sogenannten Volkspartei- 
en wollen nicht einsehen, daß 
sie bei der Bundestagswahl 
am 24.9.2017 einzig und al- 
lein wegen der Zulassung des 
grenzenlosen Zustroms Frem- 
der in unsere Sozialsysteme 
abgestraft worden sind. Statt 
endlich nun dem Volkswillen zu 
folgen, lavieren sie weiter her- 
um zwischen »Das Grundrecht 
auf Asyl kennt keine Obergren- 
zel«, »schwimmenden Richt- 
grenzen« und Kontingenten 
weiterer Zuwanderer, die bis 
auf Ausnahmen weder Asyl- 
berechtigte noch »Flüchtlinge« 
sind. 


Um von ihrer Schuld abzulen- 
ken, betreiben die »Welcome«- 
Parteien nun tatsächlich eine 
weitere Spaltung: Die Ausgren- 
zung und Ächtung von Millio- 
nen deutscher Bürger, die mit 
dieser Umvolkung nicht ein- 
verstanden sind, wird immer 
hysterischer. 

Die Volksvertreter von Millio- 
nen »unkorrekten« Wählern 
werden im Bundestag wie Aus- 
sätzige behandelt, Fußballver- 
eine verweigern Mitgliedschaf- 
ten und kirchliche Verbände 
weisen Spenden volksbewußR- 
ter Deutscher zurück. 


Zeit, daß wir diese Spalter ins 
Abseits schicken, meint 


Ihre Sabine Möller 


www.un-nachrichten.de 
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Zerfall der Gesellschaft 


Die Grenzen verschwimmen 
unmerklich. Während unsere 
»Geistlichkeit« immer politischer 
wird, also bemüht ist, dem lin- 
ken Zeitgeist nicht nur zu fol- 
gen, sondern ihm mindestens 
einen Schritt voraus zu sein, 
werden unsere Politiker immer 
pastoraler. Es vergeht kein Tag, 
an dem nicht wenigstens ein 
Staatstragender die mangelnde 
Solidarität oder den fehlenden 
Respekt bejammert. Dies lenkt 
hervorragend von den Schuldi- 
gen dieser Mißstände ab und hat 
auch noch den Vorteil, fehlende 
Handlungsfähigkeit zu kaschie- 
ren. 


Wenn Frau Merkel in ihrer Neu- 
jahrsansprache an uns appel- 
liert: »daß wir uns bemühen, 
wieder mehr Achtung vor dem 
anderen zu haben, und zwar 
Achtung im umfassenden Sinne 
— aufmerksam sein, wirklich zu- 
hören, Verständnis aufbringen«, 
so lenkt sie nur von ihrem eige- 
nen Versagen ab. Allerdings liegt 
hier kein »Versagen« in Form ei- 
gener Unzulänglichkeit vor — hier 
steckt Methode dahinter. Syste- 
matisch wurden und werden alle 
Werte, die unser Volk einst stark 
und auch in den Augen anderer 
Völker wortwörtlich »wertvoll« 
gemacht haben, zerstört. Mit 
sicherem Instinkt, der dem de- 
struktiven Charakter der Linken 
aller Schattierungen eigen ist, 
demontierte man als erstes die 
kleinste Einheit eines funktionie- 
renden Staates, die Familie. 


Es gab mal eine Zeit, da war der 
Begriff »intakte Familie« noch 
kein Schimpfwort und wurde 
auch nicht von linken, zerstöre- 
rischen Ideologen lächerlich ge- 
macht. 


Der internationalistische Mar- 
xismus, der heutzutage unter 
der irreführenden Flagge des 
Sozialismus segelt, kann kein 
solidarisches Gemeinwesen 
dulden, da dieses ihrer naturver- 


SPIEGEL DER ZEIT 


leugnenden Ideologie entgegen- 
steht. 


Nur in Staatswesen, in denen 
der Mensch als entwurzeltes, 
egoistisches Individuum sein 
Dasein fristet, haben die Mer- 
kels, Schulzens und Lindners 
eine Chance, ihre volkszerstö- 
rerischen Vorstellungen einer 
»schönen neuen Welt« poli- 
tisch durchzusetzen. 


Das Einfordern von Solidarität 
ist reine Augenwischerei, da sie 
sehr wohl erkennen, daß genau 
diese Solidarität, früher nannte 
man dies auch »Volksgemein- 
schaft«, sie hinwegfegen würde. 


Da wo ein RIR sein soll, muß 
vorher gespalten werden. Es 
läßt sich trefflich regieren, wenn 
die Untertanen sich selbst zer- 
fleischen. Die Etablierten setzen 
alles daran, daß Neid, Mißtrauen 
und Egoismus das gesellschaft- 
liche Klima in diesem Land ver- 
giften. Bürger werden in koor- 
dinierten Kampagnen diffamiert 
und sowohl wirtschaftlich als 
auch sozial ruiniert. 


Ganze Regionen werden als 
»Dunkeldeutschland« lächerlich 
gemacht, Wähler als Nazis ver- 
leumdet und deutsche Techno- 
logie als Teufelswerk hingestellt. 


Trotz aller Bemühungen, die 
angestammte deutsche Bevöl- 
kerung zu spalten, verläuft der 
Riß nicht durch die Gesellschaft, 
sondern zwischen dem Volk und 
den Mächtigen! 


ZUM NACHDENKEN: 


»Politik 
beginnt mit der 


Betrachtung der 
Wirklichkeit.« 


Kurt Schumacher (1895-1952), 
ehem. SPD-Parteivorsitzender 
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Die Spalter und ihre Spießgesellen 


Man weiß nicht, wen man mehr 
verachten soll: die politisch 
Mächtigen, die zielgerichtet, und 
wie man fast vermuten könnte, 
auch weisungsgemäß dieses 
Volk in gut und böse spalten — 
oder ihre Spießgesellen (Mittäter 
in einer üblen Sache). 


Diese Mittäter sitzen in allen 
Schichten der Bevölkerung. Zum 
Teil gut bezahlt, wie in den Me- 
dien, in der Wissenschaft, im 
Kulturbereich und in der freien 
Wirtschaft oder als nützliche Idi- 
oten in Vereinen, Verbänden und 
karitativen Einrichtungen — nicht 
zu vergessen, die selbsternann- 
ten Gutmenschen. Sie alle sor- 
gen bewußt oder unbewußt da- 
für, daß Zwietracht gesät wird. 
Die »Sturmgeschütze der De- 
mokratie« sind schon lange nicht 
mehr allein die Medien, sondern 
unzählige Initiativen, die unter 
anderem aus dem 100-Millionen- 
Euro-Topf des Familienministeri- 
ums gefördert werden. 


Diffamieren, verleumden, sozi- 
al und wirtschaftlich ächten und 
ruinieren hat lange marxistische 
Tradition. Dabei läßt sich eine Li- 
nie ziehen vom »Dunkeldeutsch- 
land« des Herrn Gauck, über das 
»Pack« des Herrn Gabriel bis zu 
Claudia Roth, die das Parlament 
»gegen rechten Haß und ge- 
schichtsvergessene Hetze« ver- 
teidigen will. 


Aber auch die »nützlichen Idi- 
oten« tragen zur Spaltung bei. So 
wurde 2009 dem NPD-Parteivor- 
sitzenden Udo Voigt und seiner 
Ehefrau ein Kurzurlaub im Hotel 
Esplanade in Bad Saarow unter 
Bezug auf seine politische Tätig- 
keit verweigert. Der Hoteldirektor 
begründete das ausgesprochene 
Hausverbot in einem Schreiben 
an den Parteivorsitzenden damit, 
seine politische Überzeugung sei 
mit den Zielen ihres Hauses, je- 
dem Gast ein exzellentes Wohl- 
fühlerlebnis zu bieten, nicht zu 
vereinbaren. Auch andere Gast- 


HEUTE ICH - 
MORGEN DU? 


als Faltblatt (8 Seiten) lieferbar 


stättenbetreiber und Hoteliers 
quer durch die Republik sind stolz 
auf ihren »Mut«, Andersdenken- 
den das Bier, die Übernachtung 
oder das Versammlungsrecht zu 
verweigern. 


Die Eskalationsspirale dreht sich 
aber weiter. Könnte man das 
Verhalten der bislang Genann- 
ten noch mit ihrem Hausrecht 
»entschuldigen« - wir wären 
gespannt wie die Reaktion der 
veröffentlichen Meinung ausfal- 
len würde, hätten die Gastwirte 
Flüchtlingen oder Behinderten 
den Zutritt verweigert — so hört 
bei den beiden aktuellen Vorfäl- 
len auch bei dem nicht ideolo- 
gisch verblendeten Bürger jedes 
Verständnis auf: 


Der Präsident des FußRballbun- 
desligisten Eintracht Frankfurt, 
Peter Fischer, sagte der Frank- 
furter Allgemeinen: »Es verträgt 
sich nicht mit unserer Satzung, 
AfD zu wählen. Es kann niemand 
bei uns Mitglied sein, der diese 
Partei wählt, in der es rassisti- 


sche und menschenverachtende 
Tendenzen gibt. [...] Der Sport 
muß vielmehr auch ganz klar 
politisch sein und seine Stimme 
erheben gegen gesellschaftliche 
Fehlentwicklungen, wenn es an- 
gebracht und notwendig ist.« 


Gut, daß wir Menschen wie Fi- 
scher in diesem Land haben, die 
uns auf »gesellschaftliche Fehl- 
entwicklungen« hinweisen. 


Die AfD-Wähler der Stadt Frank- 
furt sollten bei ihrem Stadtkäm- 
merer nachfragen, wie viel von 
ihren Steuergeldern diesem 
famosen Verein zufließt. Eine 
Rückerstattung ist ganz sicher im 
Sinne des Herrn Fischer. 


Aber nicht nur Eintracht Frankfurt 
wacht über unsere Demokratie, 
nein, auch die Kreisdiakoniestel- 
le in Sonneberg. Der 32-jährige 
AfD-Bundestagsabgeordnete Dr. 
Anton Friesen spendete der Tafel 
im thüringischen Sonneberg 100 
Euro. Das evangelische Diako- 
niewerk sandte das Geld mit der 
Argumentation »das Menschen- 
bild von Diakonie und Kirche ist 
mit dem der AfD nicht vereinbar 
und wir möchten uns klar davon 
abgrenzen« zurück. Eine Hor- 
de von Gutmenschen gab der 
Diakonie per Twitter und Face- 
book recht. Kann man ja ma- 
chen - allerdings sollten sich die 
rund sechs Millionen AfD-Wähler 
überlegen, wem sie in Zukunft 
spenden. Darüber hinaus lohnt 
sich die Anfrage bei der evange- 
lischen Kirche, inwieweit man als 
AfD-Sympathisant seine Kirchen- 
steuer zurückbekommen könnte. 
Die Kirchen, speziell die evan- 
gelische, war schon immer ein 
Büttel der Mächtigen — in jedem 
System! 


Wir könnten eine ganze UN al- 
leine damit füllen, wie Menschen 
in diesem Land ausgegrenzt und 
stigmatisiert werden. Jeder in 
diesem Land sollte sich verge- 
genwärtigen: Heute Ich — mor- 
gen Du! 


»GUTMENSCHEN« SÄEN ZWIETRACHT 
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Eine Zeitenwende 
ist unaufhaltbar 


Ein »Deutschland, in dem wir 
gut und gerne leben« haben 
Kanzlerin Merkel und die CDU 
im Wahlkampf posaunt. Aber 
ist Deutschland tatsächlich ein 
Land, »in dem wir gut und ger- 
ne leben«? 


Wem hat die grenzenlose Zu- 
wanderungspolitik der Kanzle- 
rin geholfen? Lediglich Merkels 
Ansehen bei den Globalisierern 
scheint gestiegen, aber das 
Volk muß dafür teuer bezahlen. 


Wem hat die Energiewende in 
Deutschland geholfen? Zumin- 
dest ist ersichtlich, daß das Volk 
auch dafür zahlen muß. 


Wie schaut es mit der Euro- 
papolitik der GroKo aus? Der 
deutsche Steuerzahler bezahlt 
mit seinem Geld die Rettung 
ausländischer Banken. 


Deutschland ist sichtbar ein 
gespaltenes Land. Wer in der 


Gesellschaft unten angelangt 
ist, bei dem bauen sich Frust, 
Hoffnungs- und Hilflosigkeit auf. 
Wer noch zur Mittelschicht ge- 
hört, fragt sich, ob das später 
auch noch für seine Kinder gel- 
ten wird. 


Wie selbstherrlich erscheinen 
da die Ergebnisse der Sondie- 
rungsgespräche von CDU, CSU 
und SPD vom 12.1.2018: 


e »Die Europäische Union ist 
ein einzigartiges Friedens- und 
Erfolgsprojekt und muß es auch 
künftig bleiben.« 


e »Wir sind stolz auf die Inte- 
grationsleistung unseres Lan- 
des.« 


e »Eine Voraussetzung für eine 
erfolgreiche Klimaschutzpolitik 
ist ein weiterer [...]| Ausbau der 
Erneuerbaren Energien.« 


Eine Koalition der Verlierer 
bahnt sich an. In Österreich se- 
hen wir, wie es besser gemacht 
wird — jung, dynamisch und Volk 
und Land dienend! 


www.un-nachrichten.de 
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Während Berlin 
noch diskutiert, wird 
in Wien schon regiert 


Die großen Wahlverlierer in 
Deutschland, CDU, CSU und 
SPD, haben auch vier Mona- 
te nach der Bundestagswahl 
noch keine Regierung stehen! 


Kanzlerin Merkel direkt nach 
der Wahl: »/Ich kann nicht er- 
kennen, was wir jetzt anders 
machen müssen«. 


In einem Punkt jedoch war sie 
sich sicher: »Gegen uns kann 
keine Regierung gebildet wer- 
den!« Für sie war es »offenkun- 
dig, daß die SPD auf Bundes- 
ebene auf absehbare Zeit nicht 
regierungsfähig ist. [...] Wir soll- 
ten deshalb keine weiteren Ge- 
danken darauf verschwenden.« 


Der SPD-Vorstand: »Wir stehen 
angesichts des Wahlergebnis- 
ses vom 24. September für den 
Eintritt in eine Große Koalition 
nicht zur Verfügung. « 


Bereits acht Wochen nach 
der Nationalratswahl vom 
15.10.2017 in Österreich ei- 
nigten sich ÖVP und FPÖ auf 
einen Koalitionsvertrag. 


In dem von den Parteivorsit- 
zenden und Spitzenkandidaten 
beider Parteien, Sebastian Kurz 
und Heinz-Christian Strache, 
unterzeichneten Regierungs- 
programm »Zusammen. Für un- 
ser Österreich.« heißt es unter 
dem Punkt »Effizienz im Asyl- 
verfahren steigern« u.a.: 


ur 


y n 
Dan 
Sebastian Kurz (ÖVP), Bundes- 


kanzler: »Wir wollen einen neuen 
politischen Stil leben.« 


e »Neukodifizierung des ge- 
samten Asyl- und Fremden- 
rechts 


e Auslesen beziehungsweise 
Wiederherstellen von Handy- 
daten und anderen elektroni- 
schen Kommunikationsmit- 
teln (z.B. Soziale Medien) zur 
Erhebung der Reiseroute und 
bei unklarer Identität 


e Erweiterung der Verord- 
nung sicherer Herkunftsstaa- 
ten 


e Beschleunigte Aberken- 
nung des Schutzstatus bei 
Heimreisen 


e Ex lege Asylantragstellung 
für nachgeborene Kinder von 
Asylwerbern 


e Verkürzung der Beschwer- 
defristen in beschleunigten 
Verfahren mit Anwaltspflicht 


e Negative Feststellung von 
Identitäten, wenn eine positi- 
ve Feststellung nicht möglich 
ist 

e Ausschluß der außeror- 
dentlichen Revision an den 
Verwaltungsgerichtshof bei 
Asylverfahren 


e Konsequente Rückführung 
abgelehnter Asylwerber 


e Keine weiteren aufenthalts- 
verfestigenden Maßnahmen 
bis zum rechtskräftigen Ab- 
schluß des Asylverfahrens«. 


Heinz-Christian Strache (FPÖ), Vi- 
zekanzler: »Wir wollen in Demut 
dem Land dienen.« 


HANDELN STATT VERHANDELN 


UN - Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


www.fb.com/UN.Nachrichten 


UN 2/2018: Seite 5 


»Unser Zukunftsprojekt für Deutschland heißt: 
Wohlstand und Sicherheit für alle« 


Die seit 2005 amtierende Bundeskanzlerin Angela Merkel am 3.7.2017 in Berlin 
bei der Vorstellung des Regierungsprogramms von CDU und CSU 


»Wohlstand für alle« ist 
ein Leitspruch der CDU 
seit den 50er Jahren. 
Kanzlerin Merkel wärm- 
te diesen Spruch am 
3.7.2017 erneut auf. Bei 
nachfolgenden Kurzmel- 
dungen stellt sich die 
Frage, was sie in den 
vergangenen zwölf Jah- 
ren Kanzlerschaft über- 
haupt gemacht hat. 


Armut 


e 6,6 Millionen Haushalte 
in Deutschland waren von 
einer Stromsperre bedroht 
— eine drastische Folge 
von Armut. 


e 330.000 Haushalten 
in Deutschland wurde im 
Jahr 2016 der Strom ab- 
geschaltet, weil die Men- 
schen ihre Stromrechnun- 
gen nicht mehr bezahlen 
konnten. 


e Die Strompreise steigen 

in Deutschland schneller 

als anderswo in Europa. Schon 
jetzt zahlen die Deutschen mit 
die höchsten Strompreise in der 
ganzen EU. Mehr als 50 Prozent 
des Strompreises sind Abgaben 
und Steuern. 


e Laut einer Studie der Bertels- 
mann-Stiftung leben in Deutsch- 
land rund 21 Prozent aller Kinder 
mindestens fünf Jahre dauerhaft 
oder wiederkehrend in einer Ar- 
mutslage. Für weitere 10 Prozent 
der Kinder ist das eine kurzzeiti- 
ge Erscheinung. 


Arbeit 


e 2,6 Millionen Beschäftigte in 
Deutschland verdienen weniger 
als den Mindestlohn. Das geht 
aus einer Studie des DIW Ber- 


Was haben wir eigentlich 


vom europäischen 


Bis Ende 1992 wer- 
Bacher ie hei 
a ut, die heute 
noch den Handel in 
Europa behindern. 
@ Damit entsteht 
ein gemeinsamer 
Markt für über 320 
Millionen Menschen 
- der größte der 
westlichen Welt. 

© Der Export deut- 


Binnenmarkt? 


scher Produkte wird 
leichter. Das bringt 
Aufwind für unseren 
Arbeitsmarkt. 


Der europäische 
Binnenmarkt bietet 


uns gute Zukunfts- 
chancen: Mehr 
Wachstum, mehr 
Beschäftigun 

mehr soziale Sicher- 
heit. 


so viele wie vor 25 Jahren 
(Sozialhilfeempfänger). 
Zehn Millionen Menschen 
hätten Anspruch auf ALG- 
II-Zusatzleistungen. 


Rente 


e Das Rentenniveau in 
Deutschland liegt weit hin- 
ter vielen Industriestaaten. 
Im OECD-Durchschnitt 
liegt Deutschland mit nur 
52 Prozent des derzeitigen 
durchschnittlichen Netto- 
einkommens abgeschla- 
gen hinter dem Durch- 
schnitt von 63 Prozent. 
Das geht aus einer aktuel- 


lin (Deutsches Instituts für Wirt- 
schaftsforschung e.V.) hervor. 

e Die weltweit arbeitende Un- 
ternehmensberatung McKinsey 
hat in einer Studie vorgerechnet, 


Anzeige in Bild, 27.1.1989 


len Studie der OECD (Or- 
ganisation für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit und 
Entwicklung) hervor. 

e Das Bundessozialmini- 
sterium hat ermittelt, daß 
Durchschnittsverdiener 
fast 30 Jahre lang arbeiten 
müssen, um eine Netto- 
Rente auf Hartz-IV-Niveau 
zu bekommen. 


e Für viele Deutsche reicht die 
Rente nicht zum Überleben. Die 
Zahl der Rentner, die sich Gra- 
tisessen bei Tafeln holen, hat sich 
in den letzten zehn Jahren ver- 


daß die fortschreitende Digitali- GOPPelt. 
sierung und Automatisierung in ® Eine aktuelle Studie der 
Deutschland bis zu 20 Millionen Bertelsmann-Stiftung offenbart 


Arbeitsplätze gefährden wird. 


e Angeblich ist die Arbeitslo- 
sigkeit in Deutschland derzeit 
so niedrig wie seit langem nicht 
mehr. Nach gewerkschaftsnahen 
Studien bekommen allerdings 
7,4 Millionen Menschen mit An- 
spruch auf Arbeitslosengeld Il 
(ALG II) oder Sozialgeld tatsäch- 
lich auch Hartz-IV-Leistungen. 
Das sind rund zweieinhalb Mal 


es: Im Jahr 2036 werden 20 Pro- 
zent aller Neurentner von der Al- 
tersarmut betroffen sein, also je- 
der Fünfte. 2015 waren »nur« 16 
Prozent der Neurentner armuts- 
gefährdet. 


Ausländer 


e Die Bundesagentur für Arbeit 
meldet einen Rekord: Fast je- 
der dritte Hartz-IV-Empfänger 
ist Ausländer, in Zahlen sind es 


DEUTSCHLAND HEUTE 
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2.017.683 Millionen. Davon sind 
935.549 aus nichteuropäischen 
Ländern, was einen Anstieg von 
65,6 Prozent gegenüber 2016 
bedeutet. 


e Das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge gab bekannt, 
daß 80 Prozent der »Flüchtlin- 
ge« in Sprachkursen nicht das 
Mindestsprachniveau erreich- 
ten, welches Jobcenter und Ar- 
beitsagenturen als Mindestanfor- 
derung für eine Helfer-Anstellung 
oder eine Ausbildung fordern. 


e Aus der Antwort der Bundes- 
regierung auf eine kleine Anfra- 
ge der AfD-Bundestagsfraktion 
geht hervor, daß von Januar bis 
November 2017 knapp 17.000 
»Flüchtlinge« per Flugzeug nach 
Deutschland geholt wurden. 
Bereits 2016 waren es schon 
14.408 Personen. 


e Die Ausgaben nach dem Asyl- 
bewerberleistungsgesetz (Asyl- 
bLG) stiegen im Jahr 2016 nach 
offiziellen Zahlen auf ungefähr 
9,2 Milliarden Euro an. Das ist 
ein Anstieg von 73 Prozent ge- 
genüber dem Vorjahr. 


Innere Sicherheit 


e Die Beratung von Flüchtlingen 
durch Sozialarbeiter in Notunter- 
künften, in denen es kein Sicher- 
heitspersonal gibt, wurde vom 
Sozialreferat München offiziell 
eingestellt. Die Stadt München 
begründet diesen Schritt mit der 
Zunahme von »verbalen Ag- 
gressionen, unangepaßtem So- 
zialverhalten oder Drohungen« 
durch Flüchtlinge. 


e »Nach Einschätzung der Bun- 
desregierung hat die türkische 
Regierung [...] vielfältige Mög- 
lichkeiten der Einflußnahme vor 
allem auf die hier lebende, mehr 
als drei Millionen Personen um- 
fassende türkischstämmige Be- 
völkerung.«, so die Antwort der 
Bundesregierung auf eine An- 
frage der Linkspartei. Damit hat 
die Bundesregierung zum ersten 
Mal eine indirekte Unterwande- 
rung durch die Türkei bestätigt. 


www.un-nachrichten.de 


e Die türkische Rockergruppe 
»Osmanen Germania« steht für 
Geldwäsche, Drogen und Waf- 
fendelikte. Sebastian Fiedler 
vom Bund deutscher Kriminal- 
beamter: »Wir haben es mit or- 
ganisierter Kriminalität zu tun, 
die durch einen ausländischen 
Staat unterstützt wird.« Es fließt 
»weiter frisches Geld und Rük- 
kendeckung aus Ankara.« 


e Ein Ausbilder an einer Berli- 
ner Polizeiakademie beklagt sich 
über Haß und Gewalt in einer 
Klasse mit vielen Polizeischülern 
mit Migrationshintergrund. Wört- 
lich: »Das sind keine Kollegen, 
das ist der Feind. Das ist der 
Feind in unseren Reihen.« 


e Im Jahr 2017 haben Polizisten 
laut Gewerkschaft der Polizei 22 
Millionen Überstunden gemacht. 
Zu diesem Mehreinsatz trugen 
u.a. die linksradikalen Übergrif- 
fe auf dem G20-Gipfel und die 
Flüchtlingskrise bei. 


Kultur und Bildung 


e Wer kennt sie nicht, die Bar- 
bie-Puppe mit langen Beinen und 
blonden Haaren. Nun erscheint 
ein neues Modell mit muslimi- 
schem Hijab, ein Kopftuch, das 
Haare, Hals und Brust bedeckt. 
Offen bleibt die Frage, wann die 
blonde Barbie vollständig aus 
dem Handel verschwindet. 


e Aus der in Berlin veröffentlich- 
ten Internationalen Lesestudie 
»IGLU 2016« geht hervor, daß 
ein Fünftel der Viertklässler nicht 
gut lesen kann. Dieses Fünftel 
erreicht laut dieser Studie nicht 
einmal ein mittleres Kompetenz- 
niveau. 


e Die »Gesamtschule Globus 
am Dellplatz« in Duisburg schlägt 
Alarm. In der Raumluft einiger 
Unterrichtsräume wurden so um- 
fangreich Schadstoffe gefunden, 
daß sechs davon geschlossen 
werden mußten. Weitere Schlie- 
ßRungen werden folgen. Seit Jah- 
ren hat der Schulträger auf diese 
desolate Situation hingewiesen, 
aber bis heute ist nichts gesche- 
hen. 
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International 

e Der jährlich erscheinende 
»Weltfriedensindex« stellt in der 
Ausgabe für das Jahr 2017 fest, 
daß die Kriege und Gewalt im 
letzten Jahrzehnt signifikant zu- 
genommen haben. Die gewalt- 
tätigsten Länder sind alle Opfer 
von US-Interventionen. 


Ist ein muslimisches 
Europa das Ziel? 


Das US-amerikanische Pew 
Research Center in Was- 
hington hat in einer Studie 
ermittelt, daß sich, selbst 
wenn die EU die Grenzen 
dichtmachen würde, die 
Anzahl der Muslime in Eu- 
ropa deutlich erhöht. Ohne 
Grenzschließung könnte 
der muslimische Anteil an 
der Gesamtbevölkerung laut 
dieser Studie bis auf 20 Pro- 
zent im Jahr 2050 ansteigen. 


Nicht nur so umstrittene Per- 
sonen wie Ungarns Premier 
Viktor Orban (»Muslime wer- 
den bald mehr sein als wir«), 
sondern auch Belgiens Ju- 
stizminister Koen Geens 


bringt seine Überzeugung 
mit den Worten »sehr bald 
wird Europa islamisiert sein« 
zum Ausdruck. 


Der israelische Historiker 
Efraim Karsh sieht die Mas- 
senmigration nach Europa 
sehr kritisch und warnt vor 
einer Islamisierung Europas. 


Efraim Karsh gegenüber Die 
Weltwoche (Schweiz): 


»Im Gegensatz zum Chri- 
stentum ist der Islam nach 
wie vor eine auf Expansi- 
on bedachte Religion. Er 
strebe die Weltherrschaft 
an. Deshalb sind muslimi- 
sche Minderheiten in ihren 
Gastländern nicht darauf 
bedacht, sich zu integrie- 
ren.« 


DEUTSCHLAND HEUTE 
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Kurzmeldungen 


Tolle Idee, KZ- 
Pflichtbesuche für alle 


Die Berliner Staatssekretärin 
Sawsan Chebli (SPD) hat, wie 
sie der Bild am Sonntag mitteilte, 
endlich den Königsweg für eine 
geglückte Integration gefunden. 
Ihr Plan: 


»Ich fände es sinnvoll, wenn 
jeder, der in diesem Land lebt, 
verpflichtet würde, mindestens 
einmal in seinem Leben eine KZ- 
Gedenkstätte besucht zu haben. 
Das gilt auch für jene, die neu zu 
uns gekommen sind. KZ-Besu- 
che sollten zum Bestandteil von 
Integrationskursen werden.« 


Sie will mit diesen Pflichtbesu- 
chen eine gemeinsame Identität 
für den Kampf gegen Diskrimi- 
nierung schaffen. 


Na, wenn das mal nicht zusam- 
menschweißt. 


Endlich soll 
konsequent 
abgeschoben werden 


Die CDU/CSU-Fraktion fordert, 
»den Aufruf zum Haß gegen Tei- 
le der Bevölkerung künftig als 
deutlich gravierender« einzustu- 
fen und will ihm »durch die Ein- 
stufung dieser Verhaltensweise 
als besonders schwerwiegendes 
Ausweisungsinteresse entge- 
gentreten«. 


Dies kann man nur begrüßen! 
Wer in Zukunft Frauen, Deut- 
sche oder »weiße Männer« 
beschimpft oder beleidigt, wer 
deutsche Fahnen verbrennt, wird 
konsequent abgeschoben. 


Aber halt, da haben wir wohl et- 
was mißverstanden. 


Im Antrag heißt es weiter: »Wer 
Jüdisches Leben in Deutschland 
ablehnt oder das Existenzrecht 
Israels in Frage stellt, kann kei- 
nen Platz in unserem Land ha- 
ben.« 


Ach so! Hätte uns auch ge- 
wundert, wenn Sittenstrolche, 


Totschläger oder andere aus- 
ländische Kriminelle schneller 
abgeschoben werden sollten. 
Man muß halt Prioritäten setzen! 
Der Antrag soll umgehend im 
Bundestag verabschiedet wer- 
den. 


Wie man sieht, unsere Parla- 
mentarier können, wenn Sie wol- 
len oder müssen, auch schnell. 


Die Zensoren 
üben noch 


Das Netzwerkdurchsetzungsge- 
setz wird seit Anfang des Jahres 
in die Praxis umgesetzt. Twitter 
und Facebook zensieren schon 
kräftig und sperren Nutzer, aller- 
dings, und so war es sicherlich 
nicht gedacht, auch systemkon- 
forme »Haßbotschaften«. Dies 
läßt sich nur auf die Unkenntnis 
der Zensoren, die ja noch üben, 
zurückführen. 


Durch die unnötige Hast des 
Herrn Maas, das Gesetz in Kraft 
zu setzen, war der Vorlauf nicht 
lang genug, um die Tugend- 
wächter intensiv genug zu indok- 
trinieren. Nur so ist zu erklären, 
daß auch ein Satiremagazin wie 
die Titanic kurzfristig vom Netz 
genommen wurde. 


Jetzt hoffen die selbsternannten 
Tugendwächter auf eine intensi- 
ve Nachschulung, damit die Ge- 
danken-Polizei endlich zwischen 
guter und schlechter Haßrede 
unterscheiden lernt — sonst wäre 
der Sinn des Gesetzes völlig ver- 
fehlt. 


Kriminalität durch 
Flüchtlinge drastisch 
gestiegen 

Obwohl eine Studie der Zürcher 
Hochschule für angewandte 
Wissenschaft eindeutig belegt, 
daß die Kriminalität durch Flücht- 
linge in Niedersachsen in den 
Jahren 2014 bis 2016 drastisch 
gestiegen ist, findet der Krimino- 
loge Christian Pfeiffer auch für 
diese Fakten wieder einmal eine 
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Entschuldigung. Der ehemalige 
niedersächsische SPD-Justiz- 
minister sieht die Schuld, wen 
wundert’s, bei uns Deutschen, da 
wir Asylbewerber ablehnen wür- 
den und die daher Frust schö- 
ben. Wären wir toleranter und 
verständnisvoller und würden 
diese abgelehnten »Flüchtlinge« 
mehr fördern, würden diese auch 
weniger Straftaten begehen. 


Worüber beschweren wir uns 
also? 


Deutsche Journalisten 
versuchen nicht 
einmal, ihr Verhalten 
zu kaschieren 


Nachdem die »Tagesschau« den 
Mord an der Freiburger Studen- 
tin Maria L. Ende 2016 für ein 
nicht »gesellschaftlich, natio- 
nal und international relevantes 
Ereignis« hielt, um darüber zu 
berichten, blieb auch der Mord 
an dem 15jährigen Mädchen in 
einem Drogeriemarkt in Kandel 
durch einen gleichaltrigen Afgha- 
nen erst einmal unerwähnt. 


Ganz anders verhält es sich, 
wenn in den USA ein Schwarzer 
ums Leben kommt. Der Chefre- 
dakteur der »Tagesschau«, Kai 
Gniffke, erklärt uns dummen 
Menschen den Unterschied zwi- 
schen einem nicht berichtens- 
werten und einem gesellschaft- 
lich relevanten Mord. Originalton 
Gniffke: 


»Wenn in den USA Polizisten 
schwarze Bürger umbringen, im 
Einsatz töten, darüber gibt es 
auch Video-Dokumente, dann 
betrifft das ein gesellschaftliches 
Phänomen, nämlich das Phäno- 
men der Rassendiskriminierung, 
das dahintersteckt und das ist ja 
ein Thema, daß gesamtgesell- 
schaftlich in den USA so eine 
große Rolle spielt und auch dis- 
kutiert wird, deshalb ist das für 
uns ein Thema, das auch in der 
Tagesschau auftauchen kann.« 

Häuptling Gniffke und seine 
Journalisten-Indianer machen 
keinen Hehl mehr daraus, daß 
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sie bestimmen, was wir Bürger 
wissen dürfen und was nicht. Es 
ist demnach kein »gesellschaftli- 
ches Phänomen«, wenn Auslän- 
der in Deutschland morden. 


#Metoo - die Schickeria 
bejammert sich 


Jeden Tag entdeckt ein Filmstar, 
eine Politikerin oder eine Mo- 
deratorin ihr seit Jahrzehnten 
brachliegendes Trauma. Ein Griff 
ans Knie oder an den Po wird zur 
Quasi-Vergewaltigung aufgebla- 
sen. 


Wer sich in die Hände eines Har- 
vey Weinstein, ein menschge- 
wordener Kotzbrocken, begab, 
wußte meist im Voraus, worauf 
er sich einläßt. Über das angeb- 
liche Problem der »Reichen und 
Schönen« wird die wirkliche Ge- 
walt gegen Frauen in Deutsch- 
land relativiert. Hier ist ein Auf- 
schrei der Öffentlichkeit dringend 
notwendig. Mädchen und Frauen 
werden wie Freiwild auf unseren 
Straßen begrapscht, geschlagen 
und getreten — von den schon 
fast üblichen Pöbeleien mal ganz 
abgesehen. 


Die Tötungsdelikte und schwe- 
ren Körperverletzungen durch 
bestimmte Tätergruppen lassen 
sich auch von unseren Quali- 
tätsmedien nicht mehr als Ein- 
zelfälle tarnen. Und was machen 
unsere Politiker? Sie empfehlen 
eine Armlänge Abstand, geben 
Leuchtarmbändchen aus und, 
neuste Notwehrmaßname, zu 
Silvester werden »Frauenschutz- 
zonen« eingerichtet. 


Heute Schutzzonen 
für Frauen - 
Morgen Reservate 
für Deutsche? 


Vor gar nicht langer Zeit hätte 
man solche Formulierungen für 
billige Polemik gehalten. Leider 
hat uns die Wirklichkeit nicht nur 
eingeholt, sondern überholt. Der 
Staat manifestiert seine Hilflo- 
sigkeit durch die Einrichtung von 
geschützten Frauenzonen. Im 
Umkehrschluß heißt dies, daß 
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außerhalb dieser Sperrbezirke 
Unsicherheit und Gewalt regie- 
ren. Der Merkel-Staat ist schon 
seit langem nicht mehr in der 
Lage, die Sicherheit seiner Bür- 
ger zu gewährleisten. 


Die Zukunft in Deutschland wird 
so aussehen, daß »Wohlhaben- 
de« sich in separate, gut ge- 
schützte »Communities« zurück- 
ziehen und der Rest sehen muß, 
wo er bleibt. 


Politiker entdecken 
die Gewalt auf 
Deutschlands Straßen 


Damit unsere Politiker wach wer- 
den, bedurfte es der Anerken- 
nung Jerusalems durch Donald 
Trump als Hauptstadt Israels und 
die daraus resultierenden De- 
monstrationen auf Deutschlands 
Straßen. Erst das Verbrennen 
von Israel-Fahnen und durch 
Berlin marodierende palästinen- 
sische und türkische Jugendli- 
che rufen unsere Politiker auf 
den Plan. 


Der hessische Innenminister 
Beuth legt dafür ein treffliches 
Zeugnis ab: »Jedem hier Le- 
benden muß klar sein: Das Exi- 
stenzrecht Israels ist nicht ver- 
handelbar.« Außerdem sieht er 
im Kampf gegen Antisemitismus 
einen »wesentlichen Bestandteil 
der Integrationsarbeift«. 


Ein bescheidener Vorschlag von 
uns: Könnte eventuell bei dieser 
Integrationsarbeit auch auf das 
Existenzrecht der Deutschen 
hingewiesen werden? Ist nur mal 
so 'ne Frage von uns! 


»Nur« 200.000 
Migranten im Jahr 2017 


Man wird bescheiden! Nach fast 
einer Million Migranten im Jahre 
2015 und 280.000 im Jahr 2016, 
sollen es »nur« knapp 200.000 
im vergangenen Jahr gewesen 
sein. Abgesehen davon, inwie- 
weit man diesen Zahlen über- 
haupt trauen darf, sind es immer 
noch »eine Menge« Menschen. 


Um dies zu verdeutlichen wird 
gerne eine kleinere Großstadt als 
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Vergleich herangezogen. Wir ha- 
ben uns einmal den Wohnort von 
SPD-Schulz und die umliegen- 
den Gemeinden angesehen. Die 
Städtchen Würselen, Stolberg, 
Simmerath, Röttgen, Monschau, 
Herzogenrath, Eschweiler und 
Baesweiler haben etwa 200.000 
Einwohner auf einer Fläche von 
764 Quadratkilometern. 


Nur zum Vergleich: München hat 
311 Quadratkilometer! 


Vielleicht wird das Ausmaß der 
Einwanderung und Überfrem- 
dung deutlicher, wenn man 
nicht nur die abstrakte Zahl 
von 200.000 in den Raum stellt 
und dies mit einer deutschen 
Millionen-Großstadt vergleicht 
— sondern mit dem ländlichen 
Raum und Regionen, die durch 
kleinere Städte geprägt werden. 
Nicht nur Großstädte verändern 
sich, sondern ganze Landstri- 
che. Eventuell eignet sich unser 
Rechenbeispiel als Denkanstoß 
für Diskussionen am Arbeitsplatz 
oder in der Nachbarschaft. 


Freiwillige Ausreisen: 
De Maiziere bleibt auf 
Geldgeschenken sitzen 


Wie Die Welt berichtet, hat sich 
die Zahl der finanziell geför- 
derten freiwilligen Ausreisen im 
Vergleich zum Vorjahr fast hal- 
biert. Waren es 2016 noch rund 
51.000, sank diese Zahl in 2017 
auf etwa 28.000. Auch die Zahl 
der Abschiebungen sank von 
25.375 auf 22.190 Personen. 


Sogar die Geldgeschenke des 
Herrn Innenministers animieren 
nicht dazu, Deutschland zu ver- 
lassen - irgendwie verständlich! 
Soweit zur Ankündigung von 
Kanzlerin Merkel, »eine natio- 
nale Kraftanstrengung zur Rück- 
führung derer, die abgelehnt 
wurden«, zu initiieren. 


Sie erhalten nur ein UN-Heft? 
Und was weiß Ihr Nachbar? 


Bitte bestellen Sie 2, 3, 5 
oder 10 Hefte monatlich! 
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Gewalt und Chaos an deutschen Schulen 


Bereits vor über zehn Jahren 
verfaßten die Lehrer der Berliner 
Rütli-Schule einen »Brandbrief« 
an den Senat der Hauptstadt. 
Darin beklagten die Lehrer die 
wachsende Gewalt und die Pro- 
bleme bei der Integration. Attak- 
ken auf Lehrer, sinnlose Zerstö- 
rungswut und Gewalt innerhalb 
der Schülerschaft waren an der 
Tagesordnung. Dank massiver fi- 
nanzieller und personeller Unter- 
stützung wurde die Lehrerschaft 
»ruhiggestellt« und die anderen 
Schulen duckten sich feige weg. 


Es wäre verwunderlich, wenn 
nach dem Zuzug von Millionen 
Migranten in den letzten zehn 
Jahren die Probleme an unseren 
Schulen kleiner geworden wären. 


Ein Beispiel für die Gewalt und 
das Chaos an unseren Schu- 
len liefert wiederum ein »Brand- 
brief«, diesmal von der Saar- 
brücker »Gemeinschaftsschule 
Bruchwiese« vom Juni 2017. 


Dort herrsche ein Klima der 
Angst, der Aggressivität und Re- 
spektlosigkeit gegenüber den 
Lehrkräften. 


»Bankrott-Erklärung« 
des Kollegiums 


In diesem »Brandbrief« an Saar- 
lands Ministerpräsidentin Anne- 
gret Kramp-Karrenbauer (CDU), 
den alle Lehrer der Schule un- 
terschrieben haben, ist in Bezug 
auf den Bildungsauftrag als et- 
was »objektiv Unmöglichem« die 
Rede. Angesichts zunehmender 
Gewalt, Beleidigungen, Drogen- 
und Alkoholkonsum sowie unzu- 
reichender Unterstützung durch 
das Land könne von geregeltem 
Unterricht kaum mehr die Rede 
sein. 


Das fünfseitige Schreiben der 
Schule, deren Schülerschaft zu 
86 Prozent aus nichtdeutschen 
Kindern und Jugendlichen be- 
steht, sorgte bundesweit für 
Aufsehen. Durch die Brutalität 
der Schüler herrsche im Kollegi- 
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um Angst. »Mittlerweile müssen 
wir bei unseren pädagogischen 
Maßnahmen immer unseren Ei- 
genschutz im Auge behalten, da 
wir im Umfeld dieser hoch ge- 
waltbereiten Jugendlichen auch 
privat leben.« 


Die Liste der Gewalttaten sei 
lang. Durch aggressives Pausen- 
verhalten sei einem Schüler der 
Arm gebrochen worden. »Zur Zeit 
der Abfassung des Briefs mußte 
nach einer Prügelei unter Schü- 
lern der 8. Klasse die Polizei ge- 
rufen werden.« Pfefferspray soll 
vor dem Lehrerzimmer versprüht, 
ein Klassenbuch verbrannt, ein 
Handy als Schlagwerkzeug be- 
nutzt worden sein. 


Auch echte Waffen kämen zum 
Einsatz: Innerhalb von zwei Mo- 
naten hätten Schüler dreimal ein 
Messer benutzt. »Einer Schülerin 
wurde hierbei das Messer an den 
Hals gedrückt.« 
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»Eine nicht geringe Anzahl von 
Schülern erscheint nicht zu dem 
vorgegebenen Unterrichtsbe- 
ginn beziehungsweise gar nicht. 
Notwendiges Unterrichtsmaterial 
wird nur von wenigen Schülern 
mitgebracht. In vielen Unter- 
richtsstunden wirkt sich das Ver- 
halten einiger Schüler so störend 
auf den Unterricht aus, daß eine 
Vermittlung von Fachwissen nicht 
oder nur unzureichend möglich 
ist.« »Wiederholt können wir Dro- 
gen riechen und an körperlichen 
Auffälligkeiten auch Drogenkon- 
sum vermuten.« Der Brief endet 
mit der Feststellung: »Niemand 
ist verpflichtet, etwas objektiv 
Unmögliches zu leisten! Das Mi- 
nisterium hat eine Fürsorgepflicht 
für uns Lehrerinnen und Lehrer.« 


Außer den üblichen Beschwichti- 
gungsversuchen und dem Klein- 
reden der Probleme sind von Sei- 
ten der Politik keine Aktivitäten 
bekannt — wie sollte auch? 
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Mitgliederzuwachs 
schwächt Krankenkassen 


Die gesetzlichen Krankenkas- 
sen verzeichnen gegenüber 
2016 einen Mitgliederzuwachs 
von 1,3 Millionen Versicherten. 


Eigentlich sollte man sich dar- 
über freuen. Die Sache hat nur 
Haken - die meisten neuen Mit- 
glieder resultieren aus der Zu- 
wanderung. 

Wie Die Welt schreibt, handelt 
es sich um Arbeitsmigranten aus 
Osteuropa und um »Flüchtlin- 
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ge«. Im Regelfall werden für die 
»Flüchtlinge« die Kosten in den 
ersten 15 Monaten vollständig 
von den Kommunen getragen. 


Danach wechseln sie bei Ar- 
beitslosigkeit in Hartz IV. Somit 
werden sie automatisch Mitglied 
einer gesetzlichen Krankenversi- 
cherung. 

Der Bund zahlt für jeden der rund 
sechs Millionen Hartz-IV-Bezie- 
her pauschal 97 Euro monatlich. 
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Damit werden aber die anfallen- 
den Kosten bei weitem nicht ge- 
deckt, diese liegen bei über 200 
Euro pro Mitglied. 


Diese Differenz zwischen den 
rund sechs Milliarden Euro, die 
der Bund trägt, und den echten 
Kosten von 14.5 Milliarden Euro 
tragen die Beitragszahler — also 
8,6 Milliarden Euro! 


Bei sehr vorsichtiger Rechnung 
ergeben sich bei 30 Prozent 
Ausländeranteil an den Hartz- IV- 
Empfängern gut vier Milliarden 
Euro Mehrkosten, egal ob im vor- 
aus aus Steuergeldern finanziert 
oder durch die Beiträge der Er- 
werbstätigen. 


Trost gibt es von Seiten der Po- 
litik: Eventuell schießt der Bund 
in Zukunft mehr Geld dazu - also 
unser aller Steuergeld, oder aber 
die Migranten finden alle Arbeit. 


Die Töpfe scheinen unendlich, 
um die wahren Kosten der unge- 
hemmten Migration zu verschlei- 
ern. Egal wie oder woher die zu- 
sätzliichen Gelder kommen, es 
sind ausnahmslos unsere sauer 
verdienten Steuergroschen! 


L rebe Leser. gAHZ erIVAL: 


Ausgegrenzt, verfemt und abgeschrieben 


»Israels Regierung lehnt jeden Kontakt mit FPÖ-Mini- 
stern ab. Das erklärte laut Medienberichten Premier- 
minister Benjamin Netanjahu.« (Bild, 19.12.2017) 


Ein weltweit agierendes Netzwerk einflußreicher Per- 
sonen aus Frankreich, Kanada, Schweden, Spanien, 
Italien und anderen Ländern, angeführt von Beate 
Klarsfeld, verbreitete am 29.12.2017 folgenden Auf- 
ruf: 


Eine Berichterstattung über die vielen uns bekannten 
Beispiele, in welchem Ausmaß politisch mißliebige 
Personen heutzutage wegen ihrer »Gesinnung« in der 
Öffentlichkeit, in Beruf, Familie und Existenz gebrand- 
markt werden, hätte den Rahmen dieser UN-Ausgabe 
gesprengt. 

Aber es geht ja nicht nur um Einzelpersonen, es ist 
noch viel schlimmer! 


Millionen Deutsche werden im Prinzip ausgegrenzt, 
wenn z.B. die kirchliche Diakonie die Spende eines 
von ihnen gewählten Volksvertreters zurückweist, 
weil er und damit seine Wähler nicht in ihr christliches 
Weltbild passe. 


Was würde die Kirche wohl sagen, wenn einige hun- 
derttausend derart Geächtete die Rückzahlung ihrer 
Kirchensteuer anfordern würden? 


»Daher rufen wir dazu auf, die österreichische Re- 
gierung zu ächten. Praktisch heift das, daß die öster- 
reichischen Rechtsaußen-Minister von keinem ihrer 
europäischen Amtskollegen empfangen werden und 
diese auch an keinem Treffen und Veranstaltungen 
mit ihnen teilnehmen. 

Das bedeutet ebenfalls einen Boykott der österreichi- 
schen Ratspräsidentschaft der Europäischen Union 
vom l. Juli bis zum 31. Dezember 2018 durch die 
Staatsoberhäupter und Regierungen.« 


Ihre UN-Mitarbeiter 


Ganz Österreich am Pranger! 


Noch pauschaler wird ein ganzes Land ausgegrenzt, 
weil es sich erdreistet hat, eine »falsche« Regierung zu 
wählen: 


IM FREUNDESKREIS 
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Eine neue Rheinbrücke aus China: 
Das stärkt bestimmt den Zusammenhalt der Gesellschaft! 


Während die Stahlarbeiter von 
ThyssenKrupp an allen Stand- 
orten in Deutschland um die 
Zukunft ihrer Familien bangen, 
wird die neue A1-Rheinbrücke 
in Leverkusen mit großen Men- 
gen Import-Stahl aus China ge- 
baut. 


Den Bauauftrag in der vorge- 
schriebenen EU-weiten Aus- 
schreibung hatte der österreichi- 
sche Konzern PORR gewonnen, 
weil er billiger war: PORR will 
zwei Drittel der benötigten 32.000 
Tonnen Stahl aus China importie- 
ren. 


»Es gebe nach EU-Recht keine 
Möglichkeiten, »die Auswahl der 
zu verwendenden Baumaterialien 
auf bestimmte Herkunftsländer zu 
beschränken«, erklärte das NRW- 
Verkehrsministerium. Die Landes- 
regierung könne Protektionismus 
keinen Vorschub leisten. 


Auch beim milliardenschweren 
Autobahnbrückenbau kauft das 
Land große Mengen Stahl aus 
Asien an, der weder qualitativ 
noch umweltschonend, arbeits- 
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Die bisherige Brücke über den Rhein 


rechtlich oder betriebswirtschaft- 
lich mit ThyssenKrupp-Stahl mit- 
halten kann aber eben billiger ist, 
weil staatlich subventioniert. 


Vorkehrungen dagegen seien 
rechtskonform nicht zu treffen, der 
Zuschlag werde dem wirtschaft- 
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lichsten Angebot erteilt, erklärte 
das Ministerium. 

Wie wirtschaftlich! Eine Billig- 
stahl-Brücke aus China und zu- 
sätzlich einige tausend Arbeits- 
lose und Hartz-IV-Empfänger 
mehr! 
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»Wir brauchen eine Kul- 
tur, die eine schnelle und 
erfolgreiche Integration 
ermöglicht. Eine solche 
Willkommenskultur muß 
sichtbar und spürbar wer- 
den - beginnend bereits 
in den Herkunftsländern. 
Damit sich Neuzuwan- 
derer auf das Leben in 
Deutschland gut vorberei- 
ten können, brauchen wir 
ausreichende Informati- 
onsangebote etwa zu Ein- 
reise, Schule und Beruf 
sowie zum Spracherwerb. 
Wir wollen, daß Rathäuser 
zu „Willkommenszentren“ 
werden, die neue Zuwan- 
derer in praktischen und 
rechtlichen Fragen für den 
erfolgreichen Einstieg in 
das Leben in Deutschland 
und den Start in den Be- 
rufsalltag unterstützen.« 
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Verzeiht ihnen nicht - 
denn sie wissen, was sie tun ... 


»Manche unserer Gegner kön- 
nen es sich nicht verkneifen, 
uns in der Zuwanderungsdis- 
kussion in die rechtsextreme 
Ecke zu rücken, nur weil wir 
im Zusammenhang mit der 
Zuwanderung auf die Gefahr 
von Parallelgesellschaften 
aufmerksam machen. Das, lie- 
be Freunde, ist der Gipfel der 
Verlogenheit, und eine solche 
Scheinheiligkeit wird vor den 
Menschen wie ein Kartenhaus 
in sich zusammenbrechen. 
Deshalb werden wir auch wei- 
ter eine geregelte Steuerung 
und Begrenzung von Zuwan- 
derung fordern.« 


Diese Aussage von Angela Mer- 
kel auf dem Parteitag der CDU 
im Jahre 2003 zeigt, daß sie 
sehr wohl wußte, was sie im Jahr 
2015 mit der unkontrollierten Zu- 
wanderung anrichten würde. 


Für die Wahrung der Grund- und Bürgerrechte des Einzelnen, der Souve- 
ränität und Selbstbestimmung der Nationen, für das Heimatrecht der Völker 
im eigenen Land, für den Erhalt der Pressevielfalt und Meinungsfreiheit. 
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DAS LETZTE 


Daraus kann man nur schlußfol- 
gern, daß Merkel mit voller Ab- 
sicht und mit dem Wissen um die 
Tragweite ihrer Entscheidung ge- 
handelt hat. 


Schon im Jahr 2013 wurde dies im 
Koalitionsvertrag von CDU, CSU 
und SPD festgeschrieben: »Wir 
werden die Willkommens- und 
Anerkennungskultur in unse- 
rem Land stärken. Dies fördert 
den gesellschaftlichen Zusam- 
menhalt und steigert zugleich 
die Attraktivität unseres Landes 
für ausländische Fachkräfte, 
die wir brauchen. Für die Ver- 
besserung der Willkommens- 
kultur haben Ausländerbehör- 
den eine Schlüsselfunktion 
inne. Viele Ausländerbehörden 
haben daher begonnen, den 
Dienstleistungscharakter für 
Migranten mehr in den Vorder- 
grund zu stellen.« 
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